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Erster Teil: Einleitung 

„Britain is characterized not just by its independence but, above 
all, by its openness.“ 
                               - David Cameron1 
 
 

A. Hinführung 

 
Das Recht der Abschlussprüfung hat in der jüngeren Vergangenheit zahl-
reiche Überarbeitungen erfahren. Durch die Finanzmarktkrise ab dem Jahr 
2007 rückte dieser Teilbereich des Gesellschaftsrechts noch weiter in den 
Fokus als zuvor, da viele Stimmen die Arbeit des Abschlussprüfers als ei-
nen Hauptgrund dafür ausmachten, dass es überhaupt erst zu dieser Krise 
kommen konnte.2 Auch die Europäische Union konstatierte erheblichen 
Nachbesserungsbedarf.3 Vor diesem Hintergrund sind im Jahr 2014 eine 
Richtlinie4 und eine Verordnung5 beschlossen worden, welche das Ab-
schlussprüferrecht stärker harmonisieren und die Qualität von Abschluss-
prüfungen verbessern sollen.6 
____________________ 

1  So David Cameron, der damalige Premierminister des Vereinigten Königreichs, in 
seiner Rede zur Zukunft der Europäischen Union vom 23.1.2013; abrufbar unter 
https://www.gov.uk/government/speeches/eu-speech-at-bloomberg. 

2  Siehe etwa Hennrichs, ZGR 2015, 248 (249); Humphrey/Kausar/Loft/Woods, 20 
EAR 2011, 431 f. 

3  Vgl. die einleitenden Ausführungen des Grünbuchs KOM(2010), 561. 
4  Richtlinie 2014/56/EU, ABl. L 158/196. 
5  Verordnung Nr. 537/2014, ABl. L 158/77. 
6  Jene Reformen waren gleichwohl nicht das erste Mal, dass sich der europäische 

Gesetzgeber des Abschlussprüferrechts annahm. Bereits im Jahr 1984 veröffent-
lichte die EU-Kommission eine Richtlinie, welche durch eine Reform des Ab-
schlussprüferrechts auf die Sicherstellung einer hochwertigen Jahresabschlussprü-
fung hinwirken wollte; 84/253/EWG, Erwägungsgrund 3. Nach stetiger Verbesse-
rung strebend, trat im Jahr 2006 die Richtlinie 2006/43/EG (zur Aufhebung der 
Richtlinie 84/253/EWG) deren Nachfolge an; ihr wiederum folgte jene aus dem 
Jahr 2014. Erstmals erließ der europäische Gesetzgeber auf diesem Gebiet auch ei-
ne Verordnung, um verbindliches Einheitsrecht zu schaffen (Art. 288 II AEUV). 
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Die Europäische Kommission erhofft sich von einer Harmonisierung 
des Abschlussprüferrechts, dass EU-weit Investoren und Gläubiger größe-
res Vertrauen in die Rechnungslegung der Unternehmen fassen: Die Etab-
lierung eines hohen Abschlussprüfungsniveaus und eine höhere Integrität 
der Prüfer sollen Hürden zugunsten eines gemeinschaftsweiten Binnen-
marktes abbauen.7 Der Abschlussprüfer nimmt dabei sowohl in Deutsch-
land als auch in England eine zentrale Rolle innerhalb der jeweiligen Cor-
porate Governance ein;8 nicht zuletzt deshalb ist es für Investoren wün-
schenswert, grenzüberschreitend einheitliche Rahmenbedingungen vorzu-
finden. So werden etwa deutsche Kapitalgeber eher gewillt sein, sich an 
englischen Unternehmen zu beteiligen oder ihnen Kredit zu gewähren, 
wenn sie davon ausgehen können, dass der englische Abschlussprüfer ei-
nen vergleichbar verlässlichen Beitrag zur Unternehmensüberwachung 
leistet, wie es bei seinem deutschen Pendant der Fall ist, und umgekehrt.9 

Den Reformbestrebungen des europäischen Gesetzgebers ist es imma-
nent, durch europäische Rechtsetzung stets auch eine Angleichung beste-
hender nationaler Regelungen zu bewirken; dies ergibt sich aus der Natur 
einheitlicher Vorgaben an alle Mitgliedstaaten. Gleichwohl veranschau-
licht die Vielzahl der Impulse durch die EU auf dem Gebiet des Ab-
schlussprüferrechts, dass eine Harmonisierung der einzelnen nationalen 
Rechte kein Vorgang ist, der „auf Knopfdruck“ erfolgt. Vielmehr handelt 
es sich um einen stetigen Prozess der schrittweisen Angleichung. Nichts 
anderes gilt für die aktuellen Reformen der Abschlussprüfung. Auch die 
jüngsten Entwicklungen, die durch die EU-Kommission initiiert wurden, 
können nicht alleine den Weg zu einer Harmonisierung ebnen. Es steht zu 
erwarten, dass sie nur den gegenwärtigen Zwischenstand darstellen, 
zeichnen sich doch gesellschaftsrechtliche Normen – sei es in Form von 
zwingendem Gesetzesrecht oder von fakultativen Kodexempfehlungen – 
seit jeher durch Fortentwicklung und Überarbeitung aus. 

Die aktuellen Reformen des Jahres 2014 auf dem Gebiet der Ab-
schlussprüfung geben Anlass Resümee zu ziehen unter die bisherige Ge-
nese und Harmonisierung dieses Rechtsgebiets. Wie darzustellen sein 

____________________ 

7  Mitteilung der Kommission 98/C 143/03, Ziff. 1.1.; Verordnung Nr. 537/2014, Er-
wägungsgrund 1, 5. 

8  Hopt, ZGR 2015, 186 (201). 
9  Vgl. bereits das Grünbuch KOM(96) 338, Ziff. 2.5. Ähnlich auch Böcking, in: 

Ballwieser/Grewe, 75 (77 f.); Wölber, 197 f. 
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wird, waren gerade auch Funktion und Stellung des Prüfers Gegenstand 
der neuen europäischen Vorgaben und tangierten mit ihrer angleichenden 
Wirkung damit einen Bereich, der sich in England und Deutschland seit 
dem 19. Jahrhundert verschiedentlich entwickelt hatte.10 

B. Fragestellung und Eingrenzung 

I. Fragestellung 

Vor diesem Hintergrund drängt sich die Frage auf, in welchem Maße die 
Angleichung des europäischen Abschlussprüferrechts schon vorange-
schritten ist und damit bereits ihren Beitrag zu einem funktionierenden 
Binnenmarkt leistet. Die vorliegende Arbeit wird untersuchen, inwiefern 
insbesondere die aktuelle EU-Verordnung zum Abschlussprüferrecht zur 
Harmonisierung von Funktion und Stellung des Abschlussprüfers beige-
tragen hat und welche Entwicklungen hier in Zukunft zu erwarten sind. 
Gleichzeitig wird in diesem Zusammenhang erörtert, ob selbige europäi-
schen Reformen auch eine Annäherung der Organisationsverfassungen 
deutscher und englischer Unternehmen bewirkt bzw. eine solche unter-
stützt haben; der Abschlussprüfer ist Teil der Corporate Governance und 
kann als solcher nicht losgelöst von dieser betrachtet werden.11 

II. Analyse durch Rechtsvergleich 

Die folgenden Ausführungen werden sich auf eine vergleichende Betrach-
tung des deutschen und englischen Rechts beschränken. Dies hat seinen 
Grund darin, dass die Herangehensweise dieser beiden Länder an und der 
Umgang mit dem Gesellschaftsrecht vielfach auf unterschiedlichen Ansät-
zen basiert. So stehen sich das monistische System englischer Prägung12 
____________________ 

10  Entsprechend liegt daher das Augenmerk der vorliegenden Arbeit auf dem Ab-
schlussprüfer selbst, steht dessen Tätigkeit doch im Fokus der Gesetzgebung. Vgl. 
etwa das Grünbuch KOM(2010) 561 endg., S. 3. 

11  Siehe nur die Ausführungen und Darstellung bei Nonnenmacher, in: Schoppen, 
Corporate Governance, 166 ff. 

12  Das sog. „one-tier-system“ in England ist nahezu, aber nicht völlig identisch mit 
dem monistischen System US-amerikanischer Prägung; siehe Rickford, ECFR 
2004, 391 (405 f.); ausführlich zum amerikanischen board-System Windbichler, 
ZGR 1985, 50 ff. 
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und das dualistische System nach deutschem Verständnis gegenüber. Das 
deutsche Gesellschaftsrecht ist insbesondere durch hoheitliche Rechtset-
zung geformt,13 das englische hingegen durch Selbstregulierung14 und 
Vertrauen auf die Kräfte des Marktes.15 Ein weiteres qualifizierendes 
Merkmal ist die herausragende wirtschaftliche Bedeutung beider Länder 
innerhalb der EU, die sie zu Vorbildern für andere Gesellschaftsrechtssys-
teme macht.16 Es erscheint nicht anmaßend, einer wie auch immer ausfal-
lenden Feststellung einer erfolgten oder ausgebliebenen Annäherung des 
Verständnisses vom Abschlussprüfer und der Corporate Governance Sig-
nalcharakter für die anderen Mitgliedstaaten zuzugestehen, können das 
englische und deutsche Gesellschaftsrecht doch als Leitbilder angesehen 
werden.17 

Vor diesem Hintergrund wird es Anliegen der Untersuchung sein, an 
einem Vergleich des deutschen und des englischen Rechts festzustellen, 
ob eine Annäherung der Unternehmensverfassungen und – nicht nur, aber 
auch dadurch bedingt – von Funktion und Stellung des Abschlussprüfers 
insbesondere durch die jüngsten Reformen aus Brüssel stattgefunden hat 
bzw. gerade stattfindet. 

Diese Frage stellt sich zum aktuellen Zeitpunkt nicht von ungefähr. Ein 
Grund zur Annahme, dass eine gewisse Harmonisierung im Bereich des 
Abschlussprüferrechts und damit auch der Corporate Governance derzeit 
beobachtet werden kann, ist der in Art. 11 der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 für die EU-Mitgliedstaaten erstmals verpflichtend eingeführte 
zusätzliche Bericht des Abschlussprüfers an die unternehmensinterne 

____________________ 

13  v. Werder/Talaulicar, 54. 
14  Statt vieler Enchelmaier, in: Ebke/Möhlenkamp, 55 (58), der beschreibt, dass die 

Selbstregulierung in England häufig eingesetzt wurde, um drohender staatlichen 
Regulierung entgegenzuwirken. Siehe ebenfalls Leyens, 58 f., der auf den Caparo-
Skandal hinweist (Caparo Industries Plc vs. Dickman [1990] 2 A.C. 605; [1990] 
All E.R. 568, siehe http://www.bailii.org/uk/cases/UKHL/1990/2.html); in diesem 
Fall prüften die Abschlussprüfer der zu übernehmenden Gesellschaft den Jahres-
abschluss völlig unzureichend und suggerierten dem übernehmenden Träger damit 
einen wirtschaftlichen Wert, der keineswegs gegeben war; siehe hierzu Davies, 
Gower & Davies’ Principles 22/42 ff., Turley, 205 sowie Winner, ZGR 2012, 246 
(250), der ebenfalls den Takeover Code der City of London als prominentes Bei-
spiel anführt. Eine Darstellung der historischen Entwicklung der Selbstregulierung 
findet sich bei Hornberg, 90. 

15  Napier, History, 1, der im englischen Recht eine Präferenz für sog. Gentlemen’s 
Agreements beobachtet. 

16  Dies gilt ungeachtet des bevorstehenden EU-Austritts Großbritanniens. 
17  Grundmann, Rn. 378. 
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Kontrollinstanz.18 Ein derartiger Bericht war in den meisten EU-Ländern – 
im Gegensatz zu Deutschland – bislang nicht vorgesehen;19 so auch nicht 
in England.20 Art. 11 der Verordnung betrifft die Fruchtbarmachung der 
Abschlussprüferarbeit für die interne Corporate Governance. Während der 
Zusatzbericht im deutschen Handelsrecht in Form des Prüfungsberichts 
gem. § 321 HGB bereits seit Jahrzehnten etabliert und letzterer gar dessen 
Vorbild war,21 nährt er mit Blick auf England die Hypothese, dass durch 
ihn zwangsläufig eine Neuausrichtung des Abschlussprüfers im dortigen 
Recht erfolgt: Der Abschlussprüfer übt durch den Zusatzbericht fortan 
auch in England eine interne Informationsfunktion aus,22 die ihm das eng-
lische Recht bislang nicht in einem mit Deutschland vergleichbaren Aus-
maß zuschrieb.23 

Um dieser neuen Funktion des auditor einen tauglichen Adressaten zu 
geben, erfolgte gleichzeitig und notwendigerweise eine Aufwertung des 
audit committee. Im Zuge dessen muss die Frage aufgeworfen werden, ob 
jenes sich durch die stetige Zuerkennung weiterer Kompetenzen mittler-
weile in einem Maße vom board emanzipiert hat, dass von einer Aufbre-
chung des eingliedrigen Systems gesprochen werden kann. Die Antwort 
hierauf sowie die Untersuchung, ob durch die Einführung des Zusatzbe-
richts eine Angleichung des deutschen und englischen Verständnisses von 

____________________ 

18  Art. 11 der Verordnung trägt den Titel „Zusätzlicher Bericht an den Prüfungsaus-
schuss“. Jedoch eröffnet Art. 11 I 3 der Verordnung die Möglichkeit, den Bericht 
an ein Gremium zu richten, welches eine dem Prüfungsausschuss vergleichbare 
Funktion hat. Dies ist in Deutschland beim Aufsichtsrat der Fall; vgl. BT-Drucks. 
18/7219, 46. Daraus erklärt sich die allgemein gehaltene Bezeichnung „unterneh-
mensinterne Kontrollinstanz“. 

19  Ebke, in: MüKo HGB, § 321 Rn. 2. 
20  Eine über den auditors’ report hinausgehende Berichterstattung findet gem. ISA 

260 (UK and Ireland) nur in Ausnahmefällen bzw. auf freiwilliger Basis statt; vgl. 
etwa Ziff. A11., nach der der Prüfer das board über den Umfang seiner Prüfung in-
formieren kann, dadurch um Verständnis für seine Tätigkeit wirbt und ggf. einen 
konstruktiven Dialog initiiert; auch kann er gem. Ziff. A16 Rücksprache hinsicht-
lich signifikanter Beobachtungen halten, die während der Prüfung aufgetreten 
sind, um so nähere Informationen diesbezüglich zu erhalten. Jedoch ist ISA 260 
(UK and Ireland) keineswegs mit den Anforderungen des Prüfungsberichts gem. § 
321 HGB vergleichbar; Plendl/Stanke, FS Ballwieser, 621 (627 f.). 

21  KOM(2010) 561 endg. S. 9 f. 
22  Statt vieler Habersack/Schürnbrand, in: Staub HGB, Vor § 316 Rn. 1. 
23  Auch an dieser Stelle sei nochmals darauf hingewiesen, dass der bevorstehende 

Brexit die Fortgeltung der bereits umgesetzten EU-Vorgaben nicht tangiert; aller-
dings sind nach dem Austritt Änderungen des geltenden Rechts sodann möglich; 
vgl. Mayer/Manz, BB 2016, 1731. 
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Funktion und Stellung des Abschlussprüfers erfolgt, wird Gegenstand 
meiner Ausführungen sein. 

III. Ansatz der Untersuchung 

Der Zusatzbericht ist Ausprägung der dem Abschlussprüfer zukommenden 
internen Informationsfunktion. Er ist gleichwohl nur eines von mehreren 
Elementen der Kommunikation zwischen dem Revisor und dem Unter-
nehmen. Um Verständnis für seine Bedeutung zu entwickeln, soll er nicht 
im luftleeren Raum betrachtet werden; vielmehr ist er in Beziehung zu 
setzen zu der Art und Weise, wie der Abschlussprüfer der Gesellschaft 
gegenübertritt. Der Zusatzbericht ist Ausdruck der Funktion des Prüfers; 
aus der Funktion wiederum resultiert seine Stellung zum Unternehmen. 
Ein Nachvollziehen der Auswirkungen des Zusatzberichts auf den engli-
schen und deutschen Revisor bedarf folglich einer Gesamtschau der recht-
lichen und tatsächlichen Entwicklungen, die das Abschlussprüferrecht in 
der Vergangenheit geprägt haben und in Zukunft prägen werden. Das Au-
genmerk liegt hierbei auf Aspekten, die in besonderem Maße auf Funktion 
und Stellung einwirken; dies ist die Kommunikation des Prüfers mit dem 
Unternehmen durch Berichte und Vermerke, die Zusammenarbeit mit dem 
Management und den unternehmensinternen Kontrollinstanzen sowie der 
Stellenwert der Unabhängigkeit des Revisors. Führt man sich dies vor 
Augen, wird die Einbindung des Revisors in die Corporate Governance 
deutlich. Daraus folgt, dass eine Annäherung des deutschen und engli-
schen Abschlussprüferrechts auf letztere nicht ohne Auswirkungen bleiben 
kann; die Untersuchung einer etwaigen Harmonisierung in diesem Bereich 
ist daher ebenfalls geboten. 

IV. Eingrenzung 

Allgemeine Aussagen über das Verhältnis von Abschlussprüfern zu sämt-
lichen Gesellschaften einer Rechtsordnung lassen sich nicht treffen, da 
sowohl in Deutschland als auch in England nicht alle Gesellschaften prü-
fungspflichtig sind.24 Grund hierfür sind die hohen Kosten der Prüfung, 
die gerade für kleine Gesellschaften eine große Belastung darstellen kön-

____________________ 

24  Vgl. § 316 I 1 HGB bzw. CA 2006 Sec. 477. 
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nen; auch besteht bei kleinen, von der Pflichtprüfung befreiten Gesell-
schaften kein vergleichbar großes Interesse an selbiger, wie es etwa bei 
börsennotierten bzw. großen Gesellschaften der Fall ist.25 Dieser Umstand 
findet – gemeinsam mit anderen Erwägungen26 – auch in Brüssel Berück-
sichtigung. So legte die EU-Gesetzgebung zum Recht der Abschlussprü-
fung aus dem Jahr 2014 ein besonderes Augenmerk auf Unternehmen von 
öffentlichem Interesse27 (Public Interest Entities, kurz „PIEs“).28 Das sind 
Unternehmen, die einen organisierten Kapitalmarkt iSv § 2 V WpHG in 
Anspruch nehmen.29 Sie haben in Deutschland meist die Form einer Akti-
engesellschaft,30 in England die einer public limited company,31 während 
sich eine Gleichsetzung dieser beiden Gesellschaftsformen jedoch verbie-
tet.32 Grund der Fokussierung der EU auf jene Gesellschaftsformen ist der 

____________________ 

25  Reiner, in: MüKo HGB, § 267 Rn. 1; Farr, AG 1996, 145 (160). 
26  So sprach für eine Fokussierung auf Unternehmen von öffentlichem Interesse auch 

der sog. Spillover-Effekt, wonach Sonderregeln für große Unternehmen auch von 
kleineren aufgegriffen werden; Merkt, ZHR 2015, 601 (609). 

27  Die Richtlinie 2014/56/EU definiert in Art. 2 Nr. 13 Unternehmen von öffentli-
chem Interesse als solche, „[…] die unter das Recht eines Mitgliedstaats fallen und 
deren übertragbare Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt eines 
Mitgliedstaats im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 
2004/39/EG zugelassen sind; Kreditinstitute im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 
Nummer 1 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
- mit Ausnahme der in Artikel 2 jener Richtlinie genannten Kreditinstitute; Versi-
cherungsunternehmen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 
91/674/EWG oder Unternehmen, die von den Mitgliedstaaten als Unternehmen 
von öffentlichem Interesse bestimmt werden, beispielsweise Unternehmen, die 
aufgrund der Art ihrer Tätigkeit, ihrer Größe oder der Zahl ihrer Mitarbeiter von 
erheblicher öffentlicher Bedeutung sind.“ 

28  Vgl. bereits den Namen der Verordnung, welcher von „spezifischen Anforderun-
gen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse“ 
spricht. 

29  So auch Hülsmann, DStR 2005, 166; Wagenhofer/Ewert, 509; vgl. § 319 a HGB, 
der „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ und „kapitalmarktorientiert im 
Sinn des § 264 d“ synonym verwendet; für das englische Recht siehe Davies, 
Gower & Davies’ Principles, 22/14. 

30  Saenger, § 1 Rn. 23; Deutsches Aktieninstitut - Factbook, 01-1, Stand: 
05.04.2013. 

31  Companies Act 2006 c 46, Sec. 4 (2.), 58 (1.); Ringe/Otte, in: Triebel/Illmer/ 
Ringe/Vogenauer/Ziegler, 202 Rn. 31; Lutter/Bayer/Schmidt, 118 Rn. 3; Wind-
bichler, ZGR 1985, 50 (67); siehe auch Richter, 35. 

32  Das englische Recht geht vom sog. Einheitsprinzip aus, wonach es nur eine einzi-
ge Kapitalgesellschaftsform („company“) gibt, die mehrere unselbstständige Un-
terarten umfasst (etwa die plc), während die deutsche AG eine selbstständige 
Rechtsform ist. Ausführlich dazu Schall, in: Schall CA, Sec. 1 Rn. 28. 
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immer größer werdende Stellenwert der Kapitalmärkte; in diesem Bereich 
sieht die Kommission noch großen Handlungsbedarf.33 Angesichts dessen 
werden sich die folgenden Ausführungen auf die Darstellung des Abschluss-
prüferrechts anhand der beiden genannten (börsenfähigen) Gesellschaftsfor-
men beschränken. 

Weiterhin ist zu beachten, dass im Gegensatz zum restriktiveren deut-
schen Recht34 zahlreiche Regelungen des englischen Gesellschaftsrechts 
nicht verbindlich sind, sondern den Unternehmen lediglich anempfohlen 
werden; der Vertragsfreiheit kommt hier eine wesentliche Bedeutung zu.35 
Das gilt auch und insbesondere für Kodizes. Dem Rechnung tragend, er-
folgt die Darstellung des englischen Rechts unter der Prämisse, dass die 
jeweiligen Unternehmen den Regelungen und Empfehlungen folgen, die 
dem englischen Abschlussprüferrecht eigen sind. Es sei darauf hingewie-
sen, dass es den Gesellschaften jedoch unbelassen ist, im Einzelfall von 
den fakultativen Vorgaben abzuweichen und in der Satzung Anderes zu 
bestimmen.36 

Der zuvor und im Folgenden verwendete Begriff „Revisor“ meint stets 
den externen Revisor, mithin den Abschlussprüfer bzw. external auditor. 
Sollte im Einzelfall der „interne Revisor“ oder der „internal auditor“ Ge-
genstand der Darstellung sein, wird dieser explizit als solcher bezeichnet. 
Dem Wortlaut und Verständnis der Gesetze folgend, sind mit den Be-
zeichnungen Abschlussprüfer, Revisor und auditor je nach Kontext auch 

____________________ 

33  Habersack/Verse, § 4 Rn. 67 f. 
34  Vgl. die Satzungsstrenge im deutschen Aktienrecht gem. § 23 V 1 AktG. Die vom 

IDW herausgegebenen Standards stellen hingegen kein geltendes Recht dar; ihnen 
kommt keine Rechtsnormqualität zu. Sie binden Berufsangehörige, sind jedoch – 
im Gegensatz zu englischen FRC-Standards – keinem staatlichen Hoheitsträger 
zuzuordnen (Habersack/Schürnbrand, in: Staub HGB, Vor § 316 Rn. 15 sprechen 
in diesem Zusammenhang von „Vereinsinnenrecht“). Ähnliches gilt für die Rege-
lungen der WPK: Diese entfalten nur im Innenverhältnis Wirkung. Die Standards 
und Regeln des IDW und der WPK werden daher bei der Darstellung des gelten-
den deutschen Abschlussprüferrechts außer Acht bleiben, während die FRC-
Standards aufgrund ihrer Gesetzen ähnelnden Wirkung Berücksichtigung finden. 
Siehe hierzu Ebke, in: MüKo HGB, § 323 Rn. 32, 38; Hommelhoff/Mattheus, FS 
Röhricht, 897 (913 f.). 

35  Birds, Boyle & Birds’ Company Law, 549; Grundmann, Rn. 371. So ist etwa die 
deutsche Satzungsstrenge dem englischen Rechtsdenken fremd; Triebel/von Ha-
se/Melerski, Rn. 17. 

36  Siehe etwa Davies, Gower & Davies Principles’, 22/19, der dies am Beispiel der 
Abberufung von Abschlussprüfern illustriert. 


